
  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Kurztitel 

Kommunalsteuergesetz 1993 

Kundmachungsorgan 

BGBl. Nr. 819/1993 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 20/2009 

§/Artikel/Anlage 

§ 10 

Inkrafttretensdatum 

01.01.2010 

Beachte 

Zum Bezugsbereich vgl. § 16 

Text 

Zerlegung und Zuteilung der Bemessungsgrundlage 

§ 10. (1) Erstreckt sich eine Betriebsstätte über mehrere Gemeinden (mehrgemeindliche 
Betriebsstätte), ist die Bemessungsgrundlage vom Unternehmer auf die beteiligten Gemeinden zu 
zerlegen. Dabei sind die örtlichen Verhältnisse und die durch das Vorhandensein der Betriebsstätte 
erwachsenden Gemeindelasten zu berücksichtigen. 

(2) Bei Wanderunternehmen ist die Bemessungsgrundlage vom Unternehmer im Verhältnis der 
Betriebsdauer auf die Gemeinden zu zerlegen. 

(3) Einigen sich die Gemeinden mit dem Steuerschuldner über die Zerlegung, ist die 
Kommunalsteuer nach Maßgabe der Einigung zu erheben. 

(4) Auf Antrag einer beteiligten Gemeinde hat das Finanzamt die Zerlegung mit Zerlegungsbescheid 
durchzuführen, wenn ein berechtigtes Interesse an der Zerlegung dargetan wird. § 196 Abs. 2 bis Abs. 4 
und § 297 Abs. 2 erster Satz der Bundesabgabenordnung sind sinngemäß anzuwenden. In der Zerlegung 
der Bemessungsgrundlage liegt auch die Feststellung der sachlichen und persönlichen Abgabepflicht. Der 
Antrag kann nur bis zum Ablauf von zehn Jahren ab Entstehung der Steuerschuld (§ 11 Abs. 1) gestellt 
werden. 

(5) Auf Antrag des Steuerschuldners oder einer beteiligten Gemeinde hat das Finanzamt die 
Bemessungsgrundlage zuzuteilen, wenn zwei oder mehrere Gemeinden die auf einen Dienstnehmer 
entfallende Bemessungsgrundlage ganz oder teilweise für sich in Anspruch nehmen und ein berechtigtes 
Interesse an der Zuteilung dargetan wird. Der Antrag kann nur bis zum Ablauf von zehn Jahren ab 
Entstehung der Steuerschuld (§ 11 Abs. 1) gestellt werden. Der Zuteilungsbescheid hat an den 
Steuerschuldner und die beteiligten Gemeinden zu ergehen. Auf die Zuteilung finden die für die 
Festsetzung der Abgaben geltenden Vorschriften sinngemäß Anwendung. 

(6) Ist ein Kommunalsteuerbescheid von einem Zerlegungs- oder Zuteilungsbescheid abzuleiten ist 
er ohne Rücksicht darauf, ob die Rechtskraft eingetreten ist, im Falle der nachträglichen Abänderung, 
Aufhebung oder Erlassung des Zerlegungs oder Zuteilungsbescheides von Amts wegen von der 
Gemeinde durch einen neuen Kommunalsteuerbescheid zu ersetzen, oder, wenn die Voraussetzungen für 
die Erlassung eines abgeleiteten Kommunalsteuerbescheides nicht mehr vorliegen, aufzuheben. 


